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Gesetz zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten zum Schutz 

der Beschäftigten öffentlicher Stellen vor gefährdenden Personen  

(Beschäftigtenschutzgesetz NRW - BSchG NRW) 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/13700 

Schriftliche Anhörung des Innenausschusses 

 

 

Sehr geehrte Frau Erwin, 

sehr geehrte Damen und Herren,  
 

für die Möglichkeit, zum o. g. Gesetzentwurf eine Stellungnahme abzuge-

ben, danken wir Ihnen herzlich. 

 

Als Anlage zu diesem Schreiben übersenden wir Ihnen die schriftliche  

Stellungnahme der komba gewerkschaft nrw und begrüßen es, wenn diese 

Berücksichtigung findet.  
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Neu 

Assessor 

Landtag Nordrhein-Westfalen 
Angela Erwin MdL  

Vorsitzende des Innenausschusses 

Postfach 10 11 43 

40002 Düsseldorf 

 

per E-Mail: anhoerung@landtag.nrw.de  

 
 

Sachbearbeiter*in: Durchwahl: Unser Zeichen: Köln, 23.10.2025 
Herr Neu 02 21/91 28 52-17 25/000368-fe 

Geschäftsbereich 
Recht 

van.eckert
Parlamentspapiere



 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Verarbeitung von personenbezo-

genen Daten zum Schutz der Beschäftigten öffentlicher Stellen vor 

gefährdenden Personen (Beschäftigtenschutzgesetz NRW -  

BSchG NRW) 

(Stand: Oktober 2025) 
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komba gewerkschaft nrw  

Norbert Neu 

Norbertstr. 3  

50670 Köln  
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Mail: recht@komba.de 

www.komba-nrw.de

  

http://www.komba-nrw.de/


Seite 2 

Vorwort 

Die komba gewerkschaft nrw als Fachgewerkschaft für die Beschäftigten im kommunalen 

öffentlichen Dienst nimmt zum Gesetzentwurf eines Gesetzes zur Verarbeitung von perso-

nenbezogenen Daten zum Schutz der Beschäftigten öffentlicher Stellen vor gefährdenden 

Personen (Drucksache 18/13700 vom 29.04.2025, ausgegeben am 09.05.2025) wie folgt Stel-

lung. 

Das Gesetz bezweckt die Schaffung einer datenschutzrechtlichen Rechtsgrundlage, die eine 

umfassende Verarbeitung von personenbezogenen Daten von gefährdenden Personen zum 

Schutz von Beschäftigten von öffentlichen Stellen ermöglicht. Im Vordergrund steht hierbei 

der Schutz der Beschäftigten in öffentlichen Stellen und die Sicherstellung einer ordnungs-

gemäßen und sachgerechten Verwaltungstätigkeit. 

Hintergrund des Gesetzentwurfs ist die Zunahme von Angriffen auf die Beschäftigten öffent-

licher Stellen in ihrer Funktion als Amtsträger. Diese Entwicklung kann die komba gewerk-

schaft nrw leider nur bestätigen. Deren Fokus liegt daher verstärkt auf dem Schutz von Be-

schäftigten im öffentlichen Dienst, geeigneter präventiver Maßnahmen sowie einer konse-

quenten Strafverfolgung. 

Anmerkungen 

Die komba gewerkschaft nrw begrüßt daher den Gesetzentwurf und den damit verbunde-

nen besseren Schutz von Beschäftigten im öffentlichen Dienst vor potentiellen Gefähr-

der*innen. Der Gesetzentwurf geht nach Auffassung der komba gewerkschaft nrw jedoch 

nicht weit genug. 

 

1. § 3 Abs. 1 des Gesetzentwurfs enthält folgende Regelung: 

„Öffentliche Stellen können personenbezogene Daten von gefährdenden Personen in einem 

Melde- und Auskunftsregister verarbeiten, sofern dies zum Schutz der Beschäftigten oder der 

Funktionsfähigkeit der öffentlichen Stelle erforderlich ist. Die personenbezogene Datenverar-

beitung ist auf die jeweilige öffentliche Stelle beschränkt. Ein Austausch dieser Daten mit an-

deren öffentlichen Stellen ist untersagt.“ 

Auch wenn dem Datenschutz zu Recht ein hoher Stellenwert zukommt, sollte es doch mög-

lich sein, personenbezogene Daten zu gefährdenden Personen mit anderen öffentlichen 

Stellen zu teilen. 

Zieht eine gefährdende Person z. B. in eine andere Kommune um, wäre ansonsten den nun 

zuständigen Beschäftigten in den öffentlichen Stellen der neuen Kommune nicht bekannt, 

dass es sich um eine*n potentielle*n Gefährder*in handelt. Die komba gewerkschaft nrw 

hält den Datenschutz  in der Gesamtinteressenabwägung für weniger gewichtig als den 
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Schutz von Leib, Leben und körperlicher Unversehrtheit der Beschäftigten der öffentlichen 

Stellen. 

Diese Abwägung findet sich auch in Abschnitt „B Lösung“ des Gesetzentwurfs, in dem wie 

folgt ausgeführt wird: 

„Die gesetzliche Regelung ist auch insgesamt verhältnismäßig, weil der Schutz der Beschäf-

tigten oder die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Stellen in der Abwägung höher zu bewerten 

ist als eine zeitlich auf maximal fünf Jahre befristete Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten einer Person, die durch ihr Handeln Anlass gegeben hat, dass ein Hausverbot ergangen 

ist oder dass eine strafrechtliche Verfolgung eingeleitet wurde und somit selbst einen Grund 

zur Annahme gesetzt hat, dass eine Gefährdung von ihr ausgeht. Diese Abwägung zwischen 

den erheblichen, im Allgemeininteresse liegenden Schutzbelangen und den Interessen der ge-

fährdenden Person rechtfertigt auch den damit verbundenen Eingriff in das Grundrecht auf 

informationelle Selbstbestimmung der gefährdenden Person.“ 

Im Falle eines Umzugs der gefährdenden Person in eine andere Kommune ist der Schutz der 

nun zuständigen Beschäftigten bzw. die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Stellen aber 

nicht niedriger zu bewerten als bei der zuvor zuständigen Kommune. Die Weitergabe der 

Daten gefährdender Personen an zuständige Stellen entspricht dem Grundsatz der Verhält-

nismäßigkeit und muss daher gesetzlich ermöglicht werden. Da § 4 Abs. 1 des Gesetzent-

wurfs eine Begrenzung des Personenkreises enthält, der auf die gespeicherten Daten zu ge-

fährdenden Personen zurückgreifen kann, ist auch nicht zu befürchten, dass der Eingriff in 

das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der gefährdenden Person bei einer Wei-

tergabe der maßgeblichen Daten an andere betroffene öffentliche Stellen durch eine Viel-

zahl bzw. unbegrenzte Anzahl von Beschäftigten erfolgt. 

Die Gefahr fortdauernder, unbegründeter Stigmatisierung ließe sich deutlich reduzieren, 

wenn bei einer Datenweitergabe die bereits bei der Ursprungsbehörde laufende Speicher-

dauer (§ 5) fortgeführt wird, anstatt neu zu beginnen. Zudem sollte gesetzlich festgelegt 

werden, dass eine öffentliche Stelle, die entsprechende Daten an andere betroffene öffent-

liche Stellen weitergegeben hat, dazu verpflichtet ist, die Empfängerstellen unverzüglich 

über jede erforderliche Datenlöschung (z.B. Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 

StPO) zu informieren.  

Kritisch ist auch zu sehen, dass die öffentlichen Stellen selbst entscheiden dürfen, ob sie 

eine Speicherung von personenbezogenen Daten gefährdender Personen vornehmen. Es ist 

zu befürchten, dass hier von einigen Entscheidungsträger*innen der mit der Verarbeitung 

der personenbezogenen Daten einhergehende Verwaltungsaufwand (und die damit ver-

bundenen Kosten) gescheut werden, obwohl auch hier mit potentiellen Gefährder*innen zu 

rechnen ist. Zu bevorzugen wäre ein gleichgelagerter Schutz für alle Beschäftigten in öffent-

lichen Stellen, der nur durch eine Verpflichtung zur Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten gefährdender Personen erreicht werden kann. 
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2. § 3 Abs. 2 des Gesetzentwurfs enthält folgende Regelung: 

„Die Verarbeitung personenbezogener Daten von gefährdenden Personen in einem Melde- 

und Auskunftsregister setzt ein durch die öffentliche Stelle ausgesprochenes Hausverbot, die 

Erstattung einer Strafanzeige oder die Stellung eines Strafantrages durch die betroffene öf-

fentliche Stelle wegen einer im Zusammenhang mit einer Verwaltungstätigkeit stehenden 

Straftat voraus.“ 

Ein präventiver Ansatz zum Schutz vor einer Gefährdung wird hiermit nicht erreicht. Wie bis-

her auch wird ein ausgesprochenes Hausverbot, die Erstattung einer Strafanzeige oder die 

Stellung eines Strafantrages vorausgesetzt. Es muss also bereits etwas vorgefallen sein, da-

mit der beabsichtigte Schutz greift. 

Der Entwurf sollte vielmehr vorsehen, dass bereits bei bekannt erhöhter Gefährdungslage 

ein Schutz greifen muss. 

Ist es nicht möglich, einen rein präventiven Ansatz gesetzlich zu verankern, sollte die Mög-

lichkeit eröffnet werden, die nach § 51 Bundesmeldegesetz (BMeldG) mögliche Auskunfts-

sperre für Amtsträger*innen ebenfalls für fünf Jahre einzurichten. Derzeit muss die Aus-

kunftssperre alle zwei Jahre mit Schreiben der Behördenleitung verlängert werden. 

Zudem sollte es im Falle der Erstattung einer Strafanzeige oder der Stellung eines Strafan-

trags nicht darauf ankommen, von wem diese Handlung vorgenommen wurde, sondern al-

lein darauf, ob eine strafrechtliche Ermittlung im Zusammenhang mit einer Verwaltungstä-

tigkeit erfolgt. Auch die Strafanzeige/der Strafantrag einer*eines Beschäftigten oder sonsti-

ger Personen sollte daher in § 3 Abs. 2 des Gesetzentwurfs mit aufgenommen werden, so-

lange die mögliche Straftat im Zusammenhang mit einer Verwaltungstätigkeit erfolgte. 

 

Für Fragen zu den Ausführungen und für einen Austausch steht Ihnen die komba gewerk-

schaft nrw gerne zur Verfügung. 

    

Sandra van Heemskerk    Frank Meyers 

Landesvorsitzende     Landesvorsitzender 

 


